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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Hamm 
Stellplatzsatzung vom 19.12.2024 

 
Der Rat der Stadt Hamm hat in seiner Sitzung am 10.12.2024 aufgrund des § 89 Absatz 1 Nummer 4 der 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018, S. 421, zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 [GV. NRW. S. 1086]) und des § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. 1994, S. 666, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 [GV. NRW. S. 
490]), folgende Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
1Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt. 2Regelungen in Bebauungsplänen oder sonstigen Sat-
zungen, die von Regelungen dieser Satzung abweichen, bleiben unberührt. 
 
 
§ 2  Herstellungspflicht und Begriffe 
 
(1) 1Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, dürfen nur errichtet werden, wenn 

Stellplätze für Kraftfahrzeuge (Stellplätze oder Garagen) und Fahrräder in ausreichender Anzahl und 
Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stellplätze). 2Ihre Anzahl 
und Größe richten sich nach der Art und Anzahl der vorhandenen und der durch die ständige Benut-
zung und den Besuch der Anlagen zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder. 

(2) 1Werden Anlagen nach Absatz 1 geändert oder ändert sich ihre Nutzung, so sind notwendige Stell-
plätze in solcher Anzahl, Größe und Beschaffenheit herzustellen, dass sie die infolge der Änderung 
zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufnehmen können (Mehrbedarf). 2Beträgt 
der Mehrbedarf weniger als vier Stellplätze für Kraftfahrzeuge, sind abweichend von Satz 1 keine not-
wendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge für den Mehrbedarf herzustellen. 3Satz 1+2 gelten nicht für 
folgende Anlagen: 

- Spiel- und Automatenhallen 
- Wettbüros und als vergleichbar zu qualifizierende Stätten, Shisha-Bars 
- Spiel- und Automatenhallen 
- Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- u. Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellung mit sexu-

ellem Charakter ausgerichtet ist 
- Diskotheken, Tanzlokale 
- Swinger-Clubs 

 
(3) 1Stellplätze und Fahrradabstellplätze müssen spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. 

Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein. 2Stellplätze können auch in 
Form von Garagen nachgewiesen werden. 

 
(4) 1Von den notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge sind notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge 

von Menschen mit Behinderung auf dem Baugrundstück entsprechend zu kennzeichnen und barrie-
refrei herzustellen. 2Wird die Anlage erfahrungsgemäß von einer größeren Zahl von Menschen mit 
Behinderung besucht, kann die Anzahl dieser Stellplätze unter Berücksichtigung der besonderen Art 
der Anlage erhöht werden. 3Weitergehende Anforderungen nach § 50 der Landesbauordnung 2018 
bleiben unberührt.. 

 
 

§ 3 Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze 
 
(1) 1Die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze ergibt sich aus den Anlagen 1 und 2 

zu dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen. 2Alternativ kann eine Einzelfallberechnung vom 
Bauherrn vorgelegt oder von der Bauaufsichtsbehörde eingefordert werden. 3Der Reduzierungsplan in 
Anlage 2 wird bei Veränderungen im Verkehrsangebot aktualisiert. 

 
(2) 1Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 1 nicht aufgeführt ist, richtet 

sich die Anzahl der Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem voraussichtlichen tatsächlichen 
Bedarf. 2Dabei sind die in der Anlage 1 für vergleichbare Nutzungen festgesetzten Zahlen als Orien-
tierungswerte heranzuziehen. 
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(3) 1Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der Stellplätze und Fahr-
radabstellplätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die wechselseitige Benutzung sicher-
gestellt ist. 2Eine solche wechselseitige Benutzung ist bei öffentlich-rechtlicher Sicherung auch bei 
der Bestimmung der Anzahl der Stellplätze und Fahrradabstellplätze verschiedener Vorhaben in zu-
mutbarer Entfernung zulässig. 

 
(4) 1Steht die Gesamtanzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf, so kann 

die sich aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der Stellplätze und Fahrradabstellplätze entspre-
chend erhöht oder ermäßigt werden. 

 

(5) 1Ergeben sich bei der Ermittlung der Zahl der Stellplätze oder der Fahrradabstellplätze Nachkommas-
tellen, ist das Endergebnis auf ganze Zahlen aufzurunden. 

 
(6) 1Werden in einem vor dem Inkrafttreten der Satzung fertiggestellten Gebäude  

1. in Folge einer Nutzungsänderung oder 
2. durch Ausbau und/oder Neubau des Dachgeschosses  

erstmalig oder zusätzlich Wohnungen geschaffen, so brauchen notwendige Stellplätze und/oder not-
wendige Fahrradabstellplätze nicht hergestellt zu werden, soweit die Herstellung von Stellplätzen 
und/oder Fahrradabstellplätzen auf dem Grundstück baulich nicht oder nur unter großen Schwierig-
keiten möglich ist. 
 

(7) 1Mobilitätskonzept: Die Pflicht zur Herstellung der Stellplätze kann gemäß der Anlage 3 für beson-
dere Maßnahmen zu dieser Satzung bis zu 30 % ausgesetzt werden, solange und soweit nachgewie-
sen wird, dass der Stellplatzbedarf durch diese Maßnahmen nachhaltig verringert wird und soweit 
nach Absatz 1 mehr als 10 Stellplätze notwendig sind. 2Die besonderen Maßnahmen sind öffentlich-
rechtlich zu sichern. 3Wird eine Maßnahme nach Satz 1 über die gesamte Dauer einer befristeten 
Aussetzung der Stellplatzpflicht vorgehalten, gilt die Stellplatzpflicht nach Ablauf dieses Zeitraumes 
insoweit als erfüllt. 4Die Aussetzung ist zu widerrufen, wenn innerhalb des Aussetzungszeitraumes 
der Nachweis, dass die Voraussetzungen für die Aussetzung der Stellplatzpflicht noch erfüllt sind, 
nicht mehr erbracht wird. 5Sofern ausgesetzte Stellplätze abgelöst werden sollen, gilt der zum Zeit-
punkt der Ablösung maßgebliche Ablösungsbetrag. 

 
(8) 1In den Fällen der Absätze 2 bis 4 ist über die Festlegung der Anzahl der Stellplätze und der Fahr-

radabstellplätze im Einvernehmen mit dem Bauordnungsamt zu entscheiden (Einzelfallnachweis). 
 
(9) 1Bis zu 25 von Hundert der nach Reduzierung bzw. Aussetzung verbleibenden notwendigen Stell-

plätze können durch die Schaffung von zusätzlichen Fahrradabstellplätzen ersetzt werden. 2Dabei 
sind für einen Stellplatz vier Fahrradabstellplätze herzustellen. 

 
§ 4  Standort, Größe und Beschaffenheit von Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen 
 
(1) 1Stellplätze und Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf einem Grundstück in der 

näheren Umgebung, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist, herzustel-
len und dauerhaft zu unterhalten. 2Wenn Gründe des Verkehrs dies erfordern, kann im Einzelfall be-
stimmt werden, dass die Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück her-
zustellen sind. 

 
(2) 1Stellplätze müssen so angeordnet und ausgeführt werden, dass ihre Benutzung die Gesundheit 

nicht schädigt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und die Erholung in der 
Umgebung nicht über das zumutbare Maß hinaus stören. 

 
(3) Stellplätze sind nach der Verordnung über Bau und Betrieb von Sonderbauten (Sonderbauverord-

nung – SBauVO) vom 02.12.2016 in der jeweils gültigen Fassung herzustellen. 
 
(4) Fahrradabstellplätze müssen 

1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Rampen / für den Radtransport 
    geeignete Aufzüge verkehrssicher und leicht erreichbar sein, 
2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen, 
3. einzeln leicht zugänglich sein und  
4. eine Fläche von mindestens 2,0 x 0,75 m pro Fahrrad zuzüglich der jeweils  
notwendigen Verkehrsfläche haben. 
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§ 5 Ablösung 
 
(1) 1Ist die Herstellung von Stellplätzen oder Fahrradabstellplätzen nicht oder nur unter großen Schwie-

rigkeiten möglich, so kann auf deren Herstellung verzichtet werden, wenn die zur Herstellung Ver-
pflichteten an die Stadt einen Geldbetrag nach Maßgabe der Anlage 4 zur Ablösung zahlen.  
 

(2) Der Geldbetrag nach Abs. 1 ist zu verwenden für 
a) die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung 

bestehender Parkeinrichtungen,  
b) sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr einschließlich investiver 

Maßnahmen des öffentlichen Personennahverkehrs oder  
c) andere Maßnahmen, die Bestandteil eines Mobilitätskonzepts der Stadt sind.  
 

(3) Über die Ablösung entscheidet das Bauordnungsamt. 
 
(4) Der Geldbetrag darf 80 vom Hundert der durchschnittlichen Herstellungskosten von Parkeinrichtun-

gen nach Absatz 2 Ziffer a einschließlich der Kosten des Grunderwerbs im Stadtgebiet oder in be-
stimmten Teilen des Stadtgebietes nicht überschreiten. 

 
 
§ 6 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 20 Landesbauordnung NRW handelt, wer entgegen § 2 

Abs. 1 die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen Anlage vor-
nimmt, ohne den hierdurch ausgelösten Stellplatzbedarf oder Mehrbedarf an Stellplätzen und Fahr-
radabstellplätzen in ausreichender Zahl hergestellt zu haben. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 15.000 EUR geahndet werden. 
 

 
§ 7 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Hamm,19.12.2024                       
 
 
 
Der Oberbürgermeister 
gez. Herter 
 
 
Anlagen 1, 2 und 3 zu § 3 
Anlage 4 zu § 5 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vom Rat in seiner Sitzung vom 10.12.2024 beschlossene 1. Fortschreibung der Stellplatzsatzung für 
die Stadt Hamm nach § 89 Absatz 1 Nummer 4 Landesbauordnung vom 19.12.2024 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666/SGV. NRW 2023 – 
in der z. Z. geltenden Fassung – kann gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung gegen die Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hamm vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Die Stellplatzsatzung einschließlich aller zugehöriger Anlagen kann im Internetauftritt der Stadt Hamm 
(www.hamm.de) sowie nach vorheriger Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 02381 – 17-4109 
im Bauverwaltungsamt der Stadt Hamm, Technisches Rathaus, Gustav-Heinemann-Straße 10, 59065 
Hamm, Zimmer A2.024, eingesehen werden. 
 
Hamm, 19.12.2024                       
 

 
 
 
Der Oberbürgermeister 
gez. Herter 
 
 
 
 
 

  


